
- 8 - Erläuterung, 929. BR, 19.12.14

TOP 8:

Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung

Drucksache: 593/14

Ziel des Gesetzes ist es, die Steuerhinterziehung konsequent zu bekämpfen. Dazu
sollen die Regelungen der strafbefreienden Selbstanzeige (§ 371 AO) und zum
Absehen von Strafverfolgung in besonderen Fällen (§ 398a AO) deutlich verschärft
werden, aber dem Grunde nach erhalten bleiben. Zu diesem Zweck soll unter
anderem der Zeitraum, für den Steuerpflichtige für eine straflose Selbstanzeige
unrichtige, unvollständige oder unterlassene Angaben berichtigen, ergänzen oder
nachholen müssen, auf 10 Jahr ausgedehnt werden. Zudem besteht die Möglichkeit
der Strafbefreiung grundsätzlich nur noch bis zu einem Hinterziehungsbetrag von
25 000 Euro. Auch soll der bei einer Steuerhinterziehung von bis zu 100 000 Euro
zur Abwendung einer Strafverfolgung zusätzlich zu entrichtende Geldbetrag auf
10 Prozent, bei einer Hinterziehung bis zu 1 000 000 Euro auf 15 Prozent und auf
20 Prozent bei einer Hinterziehung von mehr als 1 000 000 Euro angehoben
werden. Durch die Bekämpfung der Steuerhinterziehung können Steuermehr-
einnahmen in einer nicht bezifferbaren Größenordnung entstehen. Durch die
Anhebung und Staffelung des Zuschlags in § 398a AO sollen sich mittelfristig
Mehreinnahmen für die Länderhaushalte in einer Größenordnung von 15 Mio. Euro
jährlich ergeben.

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 7. November 2014 beschlossen, gegen den
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen
zu erheben.

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 4. Dezember 2014 aufgrund der
Beschlussempfehlung und des Berichts des Finanzausschusses unverändert
angenommen.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, dem Gesetz gemäß Artikel 108
Absatz 5 des Grundgesetzes zuzustimmen.




